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AfD als rechtsextrem gestuft: Union in
der Zwickmühle vor Wahlen!

Die Einstufung der AfD als &quot;gesichert
rechtsextrem&quot; durch den Verfassungsschutz führt zu
politischen Debatten und möglichen Konsequenzen für die

Union.

Vienna, Österreich - Der deutsche Bundesverfassungsschutz
hat die Alternative für Deutschland (AfD) offiziell als „gesichert
rechtsextrem“ eingestuft. Diese Entscheidung hat eine intensive
Debatte über ein mögliches Parteiverbotsverfahren ausgelöst.
Für die Unionsparteien, insbesondere die CDU und CSU, stellt
diese Einstufung eine große Herausforderung dar. Bislang
blieben offizielle Reaktionen der Unions-Führung aus. Alexander
Dobrindt von der CSU fordert jedoch eine gerichtliche
Überprüfung und betont, dass die AfD weiterhin beobachtet
werden müsse, um die Gefahren der extremistischen
Bestrebungen einschätzen zu können.

Olaf Scholz, der Kanzler der SPD, warnte auf dem Kirchentag in
Hannover vor einem zu schnellen Vorgehen in Bezug auf ein
Verbot. Er verwies darauf, dass das Bundesverfassungsgericht in
der Vergangenheit alle Anträge auf Parteiverbote abgelehnt hat.
Zudem zeigt die Milieubewertung des Verfassungsschutzes, dass
die AfD insbesondere in Ostdeutschland nicht an
Wählerzustimmung eingebüßt hat, trotz der verstärkten
Aufmerksamkeit der Sicherheitsbehörden.

Faktische Auswirkungen der Einstufung

Die jüngste Neubewertung der AfD durch das Bundesamt für



Verfassungsschutz stellt einen bedeutenden Schritt dar. Zuvor
war die Partei lediglich als rechtsextremistischer Verdachtsfall
klassifiziert. Für eine Einstufung mit der Kennzeichnung
„erwiesen rechtsextremistische Bestrebung“ hat der
Verfassungsschutz über 1.000 Seiten an belastendem Material
gesammelt. Die Analyse zeigt, dass die AfD grundlegende
Prinzipien der Menschenwürde, des Rechtsstaats und der
Demokratie verletzt.

Unterdessen bleibt die Diskussion um ein Verbot der AfD
komplex und wird durch bevorstehende Landtagswahlen in
Ostdeutschland im Jahr 2026 zusätzlich angeheizt.
Unionspolitiker sind sich bewusst, dass eine Debatte über ein
Verbotsverfahren der AfD möglicherweise sogar Auftrieb geben
könnte. Jens Spahn, ein prominentes CDU-Mitglied, schlägt vor,
die AfD im Bundestag wie andere Oppositionsparteien zu
behandeln. Diese Idee stößt jedoch auf Widerstand innerhalb der
Partei, da die Einschätzung zur Gefährlichkeit der AfD sehr
unterschiedlich ausfällt.

Rechtsextremismus in Deutschland

Die Einstufung der AfD als rechtsextremistisch ist nicht isoliert
zu sehen; sie erfolgt im Kontext eines steigenden
Personenpotenzials rechtsextremistischer Gruppierungen in
Deutschland. Im Jahr 2023 beträgt die Gesamtzahl der
rechtsextremistischen Personen etwa 40.600, was einen Anstieg
von 1.800 im Vergleich zum Vorjahr darstellt. Dabei wurden
25.660 rechtsextremistische Straftaten festgestellt, ein Anstieg
um 22,4 % im Vergleich zu 2022.

Die Zahl der rechtsextremistischen Gewalttaten erhöhte sich
ebenfalls auf 1.148. Wichtige Themen für die
rechtsextremistische Szene sind insbesondere Migration und
Asyl, was sich auch in der steigenden Zahl von Demonstrationen
und Veranstaltungen widerspiegelt. 2023 wurden 367
rechtsextremistische Demonstrationen registriert, der höchste
Stand seit dem Ende der Corona-Schutzmaßnahmen.



Die aktuelle Situation und die Debatte um die AfD verdeutlichen,
wie komplex die Herausforderungen im Bereich des
Rechtsextremismus in Deutschland sind. Während die
politischen und juristischen Rahmenbedingungen zunehmend
auf die Problemstellung eingehen, stehen Parteien wie die Union
weiterhin unter Druck, Position zu beziehen und adäquate
Antworten zu finden.

Für weitere Informationen zu den rechtsextremistischen
Bestrebungen in Deutschland und der Verfassungsschutzbericht
bietet wertvolle Einblicke, siehe Tagesschau sowie 
Verfassungsschutz.
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